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A. Bericht des Abgeordneten Folger 


Bereits zu Beginn der 3. Wahlperiode hatte die 
Fraktion der FDP am 29. Oktober 1957 einen Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Tarifver- 
tragsgesetzes — Drucksache 8 eingebracht. Die- 
ser Antrag wurde jedoch s. Z. zurückgenommen, da 
die ursprünglichen Befürchtungen der Antragsteller 
bezüglich einer Verschlechterung des Geldwertes 
nach deren Meinung nicht mehr als akut angesehen 
wurden. 

Der nunmehr von der Fraktion der FDP in neuer 
Fassung zur Beratung vorliegende Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Tarifver- 
tragsgesetzes “ Drucksache 1563 — wurde am 
29. September 1960 vom Plenum in seiner ersten 
Lesung an den Ausschuß für Arbeit federführend 
und an den Wirtschaftsausschuß mitberatend über- 
wiesen. 

Der Ausschuß für Arbeit hat sich am 19. Januar 
1961 und der Wirtschaftsausschuß am 23. Februar 
1961 mit der Vorlage befaßt. 

Die Antragsteller haben den Gesetzentwurf u. a. 
damit begründet, daß die Tarifpartner an ihre Ver- 
pflichtungen für die Allgemeinheit erinnert werden 
sollen. Ohne in ihre Tarifhoheit einzugreifen, sollen 
sie veranlaßt werden, alle Möglichkeiten der Aus- 
sprache und der Schlichtung auszunützen. Der äu- 
ßerste Schritt, der Arbeitskampf, solle nur der letzte 
Ausweg sein, wenn alle anderen Mittel der Ver- 
ständigung versagt haben. In das geltende Tarif- 
vertragsgesetz sollen deshalb Bestimmungen über 
Schlichtung und über Kampfmaßnahmen aufgenom- 
men werden. 

Die Tarifvertragsparteien sollen danach verpflich- 
tet sein, ein tarifliches Schlichtungsverfahren zu 


vereinbaren, das zur Anwendung kommen müsst', 
wenn die freien Verhandiiuigen zu keiner Verstän- 
digung geführt haben. Kampfmaßnahmen seien 
erst nach Ablauf von zwei Wochen nach dem 
Scheitern des Schlichtungsverfahrens zulässig. 
Kampfmaßnahmen im Sinne dieses Entwurfs seien 
außer dem Streik und der Aussperrung Maßnah- 
men, die den Streik oder die Aussperrung vorbe- 
reiten. 

Für den Fall, daß die Tarifvertragsparteien eine 
solche Vereinbarung nicht innerhalb von 3 Mona- 
ten nach Inkrafttreten des Änderungsgesetzes tref- 
fen, würden für ein oinzuhaltendes Schlichtungsver- 
fahren in dem Gesetzentwurf vorgesehene spezielle 
Vorschriften gelten. Die Tarifvertragsparteien sol- 
len nicht verpflichtet sein, sich auf das Schlichtungs- 
verfahren einzulassen. 

Der Ausschuß für Arbeit war überwiegend der 
Auffassung, daß gegenwärtig keine Notwendigkeit 
besteht, die Tarifpartner gesetzlich zu zwingen, 
Schlichtungsvereinbarungen zu schließen; insbeson- 
dere wird es auch nicht für erforderlich gehalten, 
zu bestimmen, daß Kampfmaßnahmen erst nach 
einer Sperrfrist ergriffen werden dürfen, nachdem 
zuvor ein Schlichtungsverfahren durchgeführt 
wurde. Die Tarifautonomie, d. h. die Möglichkeit, 
daß Arbeitgeber und Arbeitnehmer mit ihren Or- 
ganisationen ihre Beziehungen zueinander selbst 
regeln können, soll nicht mehr als unvermeidlich 
und nicht ohne Not eingeschränkt werden. Dazu 
gehöre insbesondere eine Schlichtung aus eigener 
Verantwortung. 

Eine Initiative des Gesetzgebers oder eine An- 
wendung gesetzgeberischer Maßnahmen erscheine 
in dem Maße überflüssig, in dem die Tarifvertrags- 
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Parteien der gemeinsamen Empfehlung der Bundes- ' 
Vereinigung der Arbeitgeberverbände und des Deut- ; 
sehen Gewerkschaftsbundes entsprechend von sich 
aus Schlichtungsvereinbarungen in ihren Tarifver- i 
trägen treffen. Die Sozialpartner sollten dazu ange- ' 
halten werden, dem anerkannten Grundsatz immer 
mehr Geltung zu verschaffen, daß Arbeitskämpfe | 
nur das allerletzte Mittel von Auseinandersetzun- 
gen sein dürfen. 

Vereinzelt wurde im Ausschuß die Gefahr ge- 
sehen, die Einrichtung von Schlichtungsstellen im 
Sinne des vorliegenden Gesetzentwurfs könnte zur 
staatlichen Schlichtungsstelle werden. Bei einigen 


Anregungen zur Reform des Schlichtungswesens 
wird auf das dringende Interesse der Allgemeinheit 
an einer kollektiven Regelung der Arbeitsbedingun- 
gen und an der Verhütung von Arbeitskämpfen hin- 
gewiesen. Die Mehrheit des Ausschusses vertrat die 
Auffassung, es als genügend anzusehen, wenn ein 
dringender Appell an die Tarifpartner gerichtet 
werde, das freiwillige Schlichtungswesen von 
Lohn- und Arbeitsbedingungen im Rahmen ihrer 
Autonomie weiter auszubauen. In diesem Zusam- 
menhang faßte der Ausschuß die im Antrag des 
Ausschusses zu Nummer 2 enthaltene Entschlie- 
ßung. 


Bonn, den 13. Februar 1961 


Folger 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 15()3 - - abzu- 
lehnen; 

2. folgendem Entschließungsantrag zuzustimmen: 

Der Bundestag hält eine bundesgesetzliche 
Regelung des Schlichtungswesens, wie sie der 
Gesetzentwurf der Fraktion der FDP vorsieht, 
nicht für erforderlich. Er ersucht die Bundesregie- 


rung, einen Appell an die Tarifvertragsparteien 
zu richten, das freiwillige Schlichtungswesen zur 
Regelung von Lohn- und Arbeitsbedingungen im 
Rahmen ihrer Autonomie weiter auszubauen. 
Gleichzeitig sollten die Sozialpartner an ihre 
Verantwortung gegenüber der Allgemeinheit er- 
innert werden, die es erforderlich macht, Arbeits- 
kämpfe nur als letztes Mittel der Auseinander- 
setzung in Betracht zu ziehen und in jedem Falle 
ein Schlichtungsverfahren vorausgehen zu las- 
sen. 


Bonn, den 13. Februar 1961 


Der Ausschuß für Arbeit 

Scheppmann Folger 

Vorsitzender Berichterstatter 
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